
Landesbibliothek Oldenburg

Digitalisierung von Drucken

Oldenburgisches Gemeinde-Blatt. 1854-1903
[6] (1859)

30 (26.7.1859)

urn:nbn:de:gbv:45:1-506994

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:gbv:45:1-506994


Oldenburgisches
Gemeinde - Blatt.
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18AN. Dienstag , 26 , Juli. »E

Bekannturachnngen.
1) Da zur Anzeige gekommen ist , daß die Gerätschaften

und Einrichtungen aus dem hiesigen Turnplätze öfters muthwilliger
Weise- beschädigt werden , so wird hiedurch vor solchem Unfug
ernstlich gewarnt. (Juli 24 .)

2) Als Curator über das hiesige Vermögen hes abwesenden
Kaufmanns Ottomar Pezolt ist bestellt : der Kaufmann Carl
Schauenburg Hieselbst. (Amtsgericht I . )

3 ) Gefundene Sachen : 1 Schlüssel, 1 weißes Taschentuch,
1 silberner Fingerhut.

Gemeinderath.
Sitzung vom 20 . Juli . Zweck der heutigen Versammlung

war die Wahl des in den Artikeln 7 und 27 des Gesetzes vom
24 . Juni 1859 betr . die Einführung einer Klassen - und klassifi-
rirtcn Einkommensteuer vorgcschriebenen SchätzungSausschuffes . Die
Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses ist durch Rescript Großh.
Cammer für die Stadtgemeiude Oldenburg auf 9 Mitglieder festge¬
setzt , denen gesetzlich der Stadtdircctor als Vorsitzender ohne Stimm¬
recht und ein vom Stadtmagistrat aus seiner Mitte zu wählendes
Mitglied hinzuiritt . Die Aufgabe dieses Ausschusses ist die Ein¬
schätzung zur Classensteucr (Art . 7) und zur klassificirten Ein¬
kommensteuer (Art. 27) . Der elfteren sind , soweit nicht Be-
freiungsgründe eintreten (Art. 3) , gesetzlich unterworfen „ diejenigen
Angehörigen des Herzogthums und diejenigen Auswärtigen, welche
im Herzogthume ihren Wohnsitz haben oder an einem bestimmten
Orte desselben länger als ein Jahr sich aufhalten oder des Er¬
werbs wegen ihren Aufenthalt im Herzogthume nehmen, insofern
ihr jährliches Einkommen den Betrag von 1000 Thlr. nicht er¬
reicht " (Art . 2) , der letzteren „ die Angehörigen dcS Herzogthums
und diejenigen Auswärtigen, welche im Herzogthume ihren Wohn-
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fitz haben oder länger als ein Jahr sich dort aufhalten, wenn sie
in dem Staate, welchem sie-^ angehoren , nicht einer gleichartigen
Steuer unterliegen , insofern diese Person selbstständig oder unter
Hinzurechnung des besondern Einkommens der zu ihrem Haus¬
halte gehörigen Familienglicder ein jährliches Einkommen von
wenigstens 1000 Thlr. bezieht" . Ebenso sind auch diejenigen
Auswärtigen , welche im Herzogthume Grundeigenthum besitzen,
sofern die Gesammtheit desselben ein Einkommen von wenigstens
1000 Thlr . gewährtem Ansehung des letzteren zur Entrichtung
der klassistc

'
irten Einkommensteuer verpflichtet. Dasselbe gilt auch

von Auswärtigen, welche aus dem Herzogthume Gehalte, Pen¬
sionen oder Wartegelder beziehen oder welche im Herzogthume ge¬
werbliche oder Handclsanlagen besitzen oder Theilnehmer an solchen
sind, " (Art. 23 ) Die Klassensteuer wird in 3 Hauptklassen und
in jeder Hauptklasse nach Abstufungen , in der Regel nach Haus¬
haltungen, erhoben, die classificirte Einkommensteuer nach Stcucr-
stufen und -zwar in der Weise, daß der Jahresbeitrag der Steuer
2 Proccnt des Einkommens des Steuerpflichtigen möglichst nahe
erreicht . Den SchätzungSauSschüssen sind gesetzlich weitgreifende
Befugnisse ertheilt , welche um so mehr ins Gewicht fallen , als
nach den Schätzungen zur Classen- und Einkommensteuer künftig
auch die Armenbeiträge umgelegt werden sollen und deßhalb auch
andere Gemeindelastcn werden vertheilt werden. Müssen deßhalb
die Gemeinderäthe überhaupt cs als ihre wesentlichste Aufgabe bei
der Wahl ansehen, daß zu Schätzern

' nur gewissenhafte, selbst¬
ständige, der Verhältnisse kundige Männer gewählt werden , so
gilt dies namentlich von der Stadtgemeinde, wo die städtischen
Verhältnisse die Einschätzung zu einer höchst schwierigen machen.
Auf dem Lande find die Verhältnisse einfacher , ein jeder kennt
den andern und dessen VermögenSvcrhgltnisse meistens ziemlich
genau ; in der Stadt , namentlich in Oldenburg, ist dies nicht der
Fall. Die Erwerhsarten find Hirt vielseitig und mannigfach,
die Größe des Erwerbes liegt meistens wenig zu Tage.

' DebGe-
nieinderath ließ sich deßhalb auch gewiß mit Recht , um bei den
Steuerpflichtigen das Vertrauen zu einer völlig unparteiischen
gleichmäßigen Schätzung zu befestigen , bei der heutigen Wahl we¬
sentlich von dem Gesichtspunkte leiten, daß in dem Ausschüsse die
verschiedenen Arten des Einkommens , zugleich aber auch die ver¬
schiedenen Haupteinkommensklaffen möglichst vertreten fein müssen.
Die Wahl fiel auf die Herren:

Justizrath vr . GroSkopff,
AppellationsrathMenke,
Pöstcontroleur Hü scheu,
Fabrikant Johannes Scharfer,
Kaufmann Wilhelm Harbers,
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Sattlermeister Schwarz sen . ,
Schlossermeistcr Lange,
Receptor Gr overmann und
BezirkSvorsteher Witte.

Seitens des Stadtmagistrats war aus seiner Mitte gewählt
der Rathsherr von Harten, nnd als dessen Ersatzmann der
Rathsherr Wiencken.

Der Armenrechnungsführer wurde mit Ablegung der Rechnung
pro 1858/59 bis zum 1 . Septbr . chj I . befristet.

Stadtrath.
Sitzung vom 20 . Juli . Nach Art . 12S § . 2 der Gc-

meindeordnung sollen Ausländer , welche sich länger als 6 Monate
in der Gemeinde aufhalten , auf Beschluß des Gemcinderaths ( hier
des Stadtraths ) zu den Gemeindeumlagen herangezogen werden
können . Der Stadtmagistrat , davon ausgehend , baß ein Grund
nicht vorliege , die hier wohnenden Ausländer von der Concurrenz
zu den hier fraglichen Gemeindelasten frei zu lassen , hatte beim
Stadtrath beantragt , derselbe möge generell die Zuziehung der
Ausländer beschließen. Der Stadtrath lehnte aber , wohl wesentlich
aus der Rücksicht , daß es immerhin schon mit Vortheilen für die
Stadt verknüpft sei , wenn Ausländer in derselben ihren Wohnsitz
nähmen und diesen deßhalb der Aufenthalt nicht durch Abgaben
verleidet werden müsse , diesen Antrag ab , behielt sich indessen
vor , auf Besteuerungsanträge in Betreff einzelner Personen cin-
zutreten.

Hiebei wird , um Mißverständnissen vorzubeugen , bemerkt , daß
sich die obige Bestimmung nicht aus die Armcnbeiträge bezieht,
daß vielmehr nach Art . 163 . § . 2t der GcmeindeordNung auch
Ausländer zur nachbargletchen Leistung von Armenbeiträgen ge¬
setzlich verpflichtet sind.

Verschiedene Fristgesuche wegen Zahlung von Schulgeld , Erb¬
pacht , Zinsen und Abgaben wurden bewilligt.

DcSgl . eine vom Stadtcämmerer erbetene Frist zur Ablegung
der Gemeindecasse - und Schulcaffc -Rechnungen bis zum 1 . Sep¬
tember d . I.

Nach einer mit der Großh . Cammer wegen Ucbernahme der
ferneren Unterhaltung der beiden dem Staate gehörigen Feuer-
sprützen von Seiten der Stadt getroffenen Vereinbarung begleichen
der Gemeindekaffe Abthetlung Stadt jährlich aus der Landeskasse
85 Thlr . Cour ., welche zum ersten Male am 1 . Mai d . I fällig
geworden sind . Die Einnahme ist bei Aufstellung des Voranschlags



pro 1859/60 noch nicht berücksichtigt und geht deßhalb der An¬
nahme unter § . 19 s . des Voranschlags hinzu.

Der Stadtrath genehmigte die bereits pro 1858/59 in Aus¬
sicht genommene , durch Umsetzung der Pumpe aber verzögerte
Ausgabe von 90 Thlr. sür Pflasterung vor den olim Mengerffen

'-

schen Gründen.

Allerlei.
1 ) Auf eine Anfrage deS Großherzogl. Garnisonsgerichts,*)

welchen Hausbewohner der Magistrat sür die gehörige Schließung
der Hausthüren und Pforten verantwortlich erachte , wenn mehrere
Miethsleute im Hause wohnen , welche alle die fragliche Thür be¬

nutzen, die Verpflichtung zur Schließung der Thür aber sämmtlich
in Abrede stellen , ist vom Magistrat erwidert , daß vom Magistrat
eventuell der Hauseigenthümer in Anspruch genommen werde,
dessen Sache es sei, mit einem der Miether, oder mit allen Mie-
thern, dahin Contract zu machen , daß er gegen Nachtheile aus
dergleichen Verschuldungen seiner Miether sicher gestellt werde.

2) Man liest in einem auswärtigen Polizeiblatte:
„Das häufig vorkommende Hetzen des Schlachtviehs , namentlich
der Schweine , Kälber und Schafe mit Hunden, ist, abgesehen da¬
von , daß auch aus medicinalpolizeilichen Rücksichten der Genuß
des Fleisches solcher durch Hetzen erhitzter und abgeängstigter Thicre
nicht zu dulden ist , eine Thierquälerei. Ebenso ist auch die Art
und Weise, Vieh zu transportiren , daß die Köpfe desselben von
dem Transportwagen oder dem Karren hcrunterhängen und nicht
selten sich auf der Erde oder an den Rädern schleifen , eine nutzlose
und leicht abzustellende Tierquälerei. "

Ohne daß gerade specielle Veranlassung dazu vorliegt, dürste
es an der Stelle sein, die vorstehenden Zeilen zur Beherzigung,zu
empfehlen und daraus aufmerksam zu machen , daß auch nach un-
serm Strafgesetzbuch! (Art . 318 § . 1 i) derjenige, welcher öffentlich
Thiere boshaft quält oder roh mißhandelt, mit Strafe bedroht wird.

") Nach der bestehenden Gesetzgebung steht fast bei allen Eontraven-
tivnen gegen die Polizeigesetze, wodurch etwas bei Brüche geboten oder
verboten ist, wenn der Beklagte eine Militairperson ist , dem Garnisons-
aerichte die Untersuchung und Bestrafung zu . Diese gesetzliche

'Vorschrift
ist gewiß höchst unzweckmäßig. Im Interesse der Polizeiverwaltung, wie
der Militairpersoncn selbst, wird sie hoffentlich bald eine Acnderung er¬
fahren.

Verantwortlicher Redacteur : W . PH . von Schrenck.
Druck und Verlag von Gerhard Stallin g in Oldenburg.
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